
 
Gemeinde Moorrege 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 330/2010/MO/BV
 
 
Fachteam: Kommunikations- und Strukturmanagement Datum: 05.10.2010 
Bearbeiter: Alexandra Kaland AZ:  

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus
Gemeindevertretung Moorrege 15.12.2010 öffentlich 

 
Antrag Bündnis90/Die Grünen auf Änderung der Niederschrift zur 
Sitzung der Gemeindevertretung Moorrege  vom 15.09.2010 
 
Sachverhalt: 
Der Gemeindevertreter, Herr Kruse, vom Bündnis 90/Die Grünen beantragt mit 
Schreiben vom 01.10.2010 eine Änderung der Niederschrift zur Gemeindevertreter-
sitzung Moorrege vom 15.09.2010. Er bittet um Ergänzung von TOP 15.1 -
Tankstellengrundstück von Tommy Mohr - der Niederschrift gemäß Anlage.  
 
 
 
 
Beschlussvorschlag: 
Die Gemeindevertretung beschließt,  
 
- dem Antrag des Bündnis 90/Die Grünen auf Änderung der Niederschrift zur Ge- 
  meindevertretersitzung vom 15.09.2010 zuzustimmen. 
 
- den Antrag des Bündnis 90/Die Grünen auf Änderung der Niederschrift zur  
  Gemeindevertretersitzung vom 15.09.2010 abzulehnen. 
 
 
 
___________________ 
Weinberg 
 
 
Anlagen: 
Antrag Bündnis 90/Die Grünen  
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Gemeinde Moorrege 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 342/2010/MO/BV
 
 
Fachteam: Finanzen Datum: 11.11.2010 
Bearbeiter: Jens Neumann AZ:  

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus
Finanzausschuss der Gemeinde Moorrege 07.12.2010 nicht öffentlich 
Gemeindevertretung Moorrege 15.12.2010 öffentlich 

 
Genehmigung von Haushaltsüberschreitungen 
 
Sachverhalt: 
 
Die noch zu genehmigenden Haushaltsüberschreitungen belaufen sich gemäß Anla-
ge mit Stand vom 22.11.2010 im Verwaltungshaushalt auf 96.551,16 €.  
Im Vermögenshaushalt liegen kein zu genehmigenden Haushaltsüberschreitungen 
vor. 
 
 
 
Finanzierung: 
Die Deckung der Haushaltsüberschreitungen ist gewährleistet durch Minderausga-
ben bzw. Mehreinnahmen bei anderen Haushaltsstellen sowie die Deckungsreserve.   
 
 
 
Beschlussvorschlag: 
Der Finanzausschuss empfiehlt, / Die Gemeindevertretung beschließt, die Haus-
haltsüberschreitungen im Verwaltungshaushalt mit 96.551,16 € zu genehmigen.    
Im Vermögenshaushalt liegen kein zu genehmigenden Haushaltsüberschreitungen 
vor. 
 
 
 
___________________ 
Weinberg 
 
Anlagen: Übersicht der Haushaltsüberschreitungen (Stand: 22.11.2010)   
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Vorlage 342/2010/MO/BV

EUR EUR EUR EUR EUR
1 2 3 4 5 6 7 8

Stand 22.11.2010 Verwaltungshaushalt
Deckungskreis 9 Schulkostenbeiträge 215.000,00 270.848,48 55.848,48 0,00 55.848,48 höhere Schulkostenbeiträge sowie gestiegene 

Anzahl von Kindern, die auswärtige Schulen 
besuchen (freie Schulwahl)

Deckungskreis 11 Gebäudeunterhaltung 
Kegelbahn/Gaststätte

88.000,00 92.087,16 4.087,16 0,00 4.087,16 Wasserschaden in der Kegelbahn; 
Mehreinnahmen durch Erstattung der 
Versicherung in Höhe von 5.215,44 €

67000.510000 Unterhaltung 
Straßenbeleuchtung

17.000,00 20.934,44 3.934,44 0,00 3.934,44 Kabelschaden im Bereich Pinneberger 
Chaussee sowie Werftweg; Beleuchtung am 
Verbindungsweg zwischen Kirchenstraße und 
Schmiedeweg erneuert

70000.510000 Unterhaltung 
Abwassernetz

15.000,00 27.758,77 12.758,77 0,00 12.758,77 Reparatur Schmutzwasserleitung im Werftweg 
und in der Parallelstraße sowie diverse kleinere 
Verstopfungen sowie Pumpenwartungen

70000.713000 Umlage 
Abwasserzweckverband

253.000,00 272.922,31 19.922,31 0,00 19.922,31 erhöhte Vorauszahlung 2010 durch gestiegene 
Abwasserreinigungsgebühr des AZV Pinneberg 
sowie endgültige Abrechnung 2009

Summe 588.000,00 684.551,16 96.551,16 0,00 96.551,16

96.551,16
Vermögenshaushalt

Summe 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00
0,00

Haushaltsüberschreitungen der Gemeinde Moorrege

Bezeichnung der 
HaushaltsstelleHaushaltsstelle Begründung

noch zu 
genehmigen

Soll nach dem 
Haushaltsplan 
(einschließl. 
Nachtrags-
haushalt) 

Anordnungssoll Mehrbetrag

Im Vermögenshaushalt liegen keine zu genehmigenden Haushaltsüberschreitungen vor!

davon 
bereits 

genehmigt

noch zu genehmigen im Vermögenshaushalt  =

noch zu genehmigen im Verwaltungshaushalt  =
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Gemeinde Moorrege 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 335/2010/MO/BV
 
 
Fachteam: Soziale Dienste Datum: 03.11.2010 
Bearbeiter: Gudrun Jabs AZ: 4/460 

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus
Sozialausschuss der Gemeinde Moorrege 30.11.2010 öffentlich 
Finanzausschuss der Gemeinde Moorrege 07.12.2010 nicht öffentlich 
Gemeindevertretung Moorrege 15.12.2010 öffentlich 

 
Evangelischer Kindergarten St. Michael Haushalt 2011 
 
Sachverhalt: 
 
Der Kirchenkreis Pinneberg hat den anliegenden Haushaltsplanentwurf 2011 für die 
Kindertagesstätte der Kirchengemeinde St. Michael Moorrege-Heist vorgelegt, mit  
dem ein gemeindlicher Zuschuss in Höhe von 110.300 Euro  beantragt wird. Im Jahr 
2010 betrug der Zuschussbedarf 137.620 Euro.  
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
 
Der evangelische Kindergarten besteht aus drei Regelgruppen mit einer Betreuung 
von 7.30 Uhr/8.00 Uhr bis 12.00 Uhr/14.00 Uhr. Die Früh- und Spätdienste werden 
sehr gut besucht.  
 
Die beantragten Mittel entsprechen im Wesentlichen denen des Vorjahres. Minder-
ausgaben sind bei durch den Wegfall der Ganztagesbetreuung bei den Personalkos-
ten zu verzeichnen. 
 
Für Bausondermaßnahmen werden 3.000 Euro für einen Niedrigseilgarten beantragt.  
 
 
Finanzierung: 
 
Der Zuschussbedarf für den Betrieb der evangelischen Kindertagesstätte beträgt für 
das Jahr 2011  110.300 Euro und ist bei der Hhst. 46400.71700 bereitzustellen.  
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Beschlussvorschlag: 
  
Der Sozialausschuss empfiehlt/der Finanzausschuss empfiehlt/die Gemeindevertre-
tung beschließt der Kindertagesstätte der ev. luth. Kirchengemeinde Moorrege-Heist 
für das Haushaltsjahr 2011 einen Zuschuss in Höhe von höchstens  110.300 Euro zu 
gewähren, wobei sich die Jahresrechnung 2010 entsprechend auswirken kann. 
 
 
 
 
 
 
___________________ 
    (Weinberg) 
 
 
 
Anlagen: 
 
Haushaltsplan 2011 Evangelische Kindertagesstätte Moorrege 
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Gemeinde Moorrege 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 340/2010/MO/BV
 
 
Fachteam: Soziale Dienste Datum: 09.11.2010 
Bearbeiter: Gudrun Jabs AZ: 4/461.6712 

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus
Sozialausschuss der Gemeinde Moorrege 30.11.2010 öffentlich 
Finanzausschuss der Gemeinde Moorrege 07.12.2010 nicht öffentlich 
Gemeindevertretung Moorrege 15.12.2010 öffentlich 

 
DRK-Kinderhaus Moorrege Haushalt 2011 
 
Sachverhalt: 
 
Der DRK-Kreisverband Pinneberg e.V. hat den  Haushaltsvoranschlag 2011 (Anlage) 
für das DRK-Kinderhaus Moorrege vorgelegt. Einnahmen in Höhe von 353.900 Euro 
stehen Ausgaben in Höhe von 512.700 Euro gegenüber, so dass ein Zuschussbedarf 
von 158.800 Euro entsteht.  
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
 
Seit dem 01.12.2009 besteht das DRK-Kinderhaus Moorrege aus einer  Regelgrup-
pe, einer Ganztagesgruppe bis 17.00 Uhr, einer Krippengruppe bis 14.00 Uhr  und 
einer Integrationsgruppe.  
 
Der DRK-Kreisverband hat die Veränderung gegenüber dem Vorjahr begründet. Die 
Haushaltsansätze entsprechen im Wesentlichen denen des Vorjahres. Es sind je-
doch erhebliche Erhöhungen bei den Personalkosten zu verzeichnen, die u.a. auf  
Tariferhöhungen  zurückzuführen sind.  
 
Die Kosten für Gebäude und Außenanlagen in Höhe von 7.200 Euro und die Ersatz-
beschaffungen in Höhe von 7.550 Euro wurden gesondert erläutert. Der Mittagstisch 
wird kostendeckend dargestellt.  
 
Im Vorfeld konnte durch die Verwaltung eine Senkung der geplanten Kosten erreicht 
werden. 
 
 
 
Finanzierung: 

Ö  7



 
Der Zuschussbedarf für das Jahr 2011 in Höhe von 158.800 Euro ist bei der Hhst. 
4640.71700 bereitzustellen. Der Mietwert in Höhe von  50.000 Euro ist entsprechend 
durchzubuchen  
 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Sozialausschuss empfiehlt/der Finanzausschuss empfiehlt/die Gemeindevertre-
tung beschließt, die vom DRK-Kreisverband Pinneberg e.V. aufgeführten Kosten für 
das DRK-Kinderhaus Moorrege für das Jahr 2011 anzuerkennen und einen Zu-
schuss in Höhe von  158.800 Euro zu gewähren, wobei sich die Jahresrechnung ent-
sprechend auswirken kann  
 
 
 
___________________ 
    (Weinberg) 
 
 
 
Anlagen: 
 
Haushaltsplanung 2011, DRK-Kinderhaus Moorrege  
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Gemeinde Moorrege 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 334/2010/MO/BV
 
 
Fachteam: Soziale Dienste Datum: 02.11.2010 
Bearbeiter: Gudrun Jabs AZ: 4/461.6713 

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus
Sozialausschuss der Gemeinde Moorrege 30.11.2010 öffentlich 
Finanzausschuss der Gemeinde Moorrege 07.12.2010 nicht öffentlich 
Gemeindevertretung Moorrege 15.12.2010 öffentlich 

 
Waldkindergarten  Waldzauber  e.V. Haushalt 2011 
 
Sachverhalt: 
 
Der Waldkindergarten Waldzauber  e.V. hat die vorläufige Kostenplanung für das 
Haushaltsjahr 2011 vorgelegt (Anlage). Einnahmen in Höhe von 45.659,63 Euro ste-
hen Ausgaben in Höhe von 79.930 Euro gegenüber, so dass sich ein Zuschussbe-
darf in Höhe von 34.270,37 Euro ergibt. 
 
Die Ausgaben im Bereich der Personalkosten sind aufgrund der Tariferhöhung und 
der Veränderung der Arbeitszeiten gestiegen. Die Sachkosten entsprechen denen 
des Vorjahres.  
 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
 
Der Waldkindergarten Waldzauber e.V. hat de Mehrausgaben gegenüber dem Vor-
jahr ausreichend begründet. Durch Elternbeiträge sind 42,3 % der Ausgaben ge-
deckt.  
 
 
 
Finanzierung: 
 
Für das Haushaltsjahr 2011 ist bei der Hhst. 4640.7170 ein Zuschuss in Höhe von 
34.270,37 Euro für den Waldkindergarten Waldzauber bereitzustellen, wobei sich die 
Jahresrechnung 2010  entsprechend auswirken kann. 
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Beschlussvorschlag: 
  
Der Sozialausschuss empfiehlt/der Finanzausschuss empfiehlt/die Gemeindevertre-
tung beschließt, dem Waldkindergarten Waldzauber e.V. auf Grund der vorgelegten  
Kostenplanung für das Jahr 2011 einen Zuschuss von höchstens 34.270,37 Euro zu 
gewähren, wobei sich die Jahresrechnung 2010 entsprechend auswirken kann.  
 
 
 
 
 
___________________ 
   (Weinberg) 
 
 
Anlagen: 
 
Haushaltsplanung 2011 Waldkindergarten Waldzauber  
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Gemeinde Moorrege 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 329/2010/MO/BV
 
 
Fachteam: Soziale Dienste Datum: 13.09.2010 
Bearbeiter: Gudrun Jabs AZ: 4/460-220 

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus
Sozialausschuss der Gemeinde Moorrege 30.11.2010 öffentlich 
Finanzausschuss der Gemeinde Moorrege 07.12.2010 nicht öffentlich 
Gemeindevertretung Moorrege 15.12.2010 öffentlich 

 
Kostenbeteiligung an der Kindertagespflege 2011, Grundversorgung 
durch das Kreiskonzept 
 
Sachverhalt: 
 
Die Familienbildung Wedel e.V. hat den anliegenden Antrag auf anteilige Kostenbe-
teiligung an der Kindertagespflege (Tagesmütterkonzept) gestellt. Der Zuschussan-
trag an die Gemeinde Moorrege beträgt 1.667 Euro. Gegenüber 2010 ist der Zu-
schussantrag um 132,00 Euro gestiegen. Die Familienbildung hatte versehentlich 
einen geringeren Betrag beantragt. Eine Nachforderung erfolgt nicht. 
 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
 
Trotz der Einrichtung von Krippen- und Ganztagesplätzen ist die Nachfrage nach Ta-
gesmüttern in der Gemeinde Moorrege weiterhin hoch. Die Eltern nutzen dieses An-
gebot für eine individuelle Betreuung ihrer Kinder. 
 
 
 
Finanzierung: 
 
 Der Betrag von 1.667 Euro ist im Haushalt 2011 bereit zu stellen.  
 
 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Sozialausschuss/der Finanzausschuss/die Gemeindevertretung nimmt den An-
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trag  der Familienbildung Wedel e.V. ab dem  Haushaltsjahr 2011 zur Kenntnis. Der 
Zuschuss in Höhe von 1.667,00 Euro wird gewährt. 
  
  
 
 
 
___________________ 
   (Weinberg) 
 
 
 
Anlagen: 
 
Kostenbeteiligung an der Kindertagespflege 2011  
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Gemeinde Moorrege 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 337/2010/MO/BV
 
 
Fachteam: Soziale Dienste Datum: 04.11.2010 
Bearbeiter: Gudrun Jabs AZ: 4/ 

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus
Schul- und Kulturausschuss der Gemeinde 
Moorrege 

24.11.2010 öffentlich 

Finanzausschuss der Gemeinde Moorrege 07.12.2010 nicht öffentlich 
Gemeindevertretung Moorrege 15.12.2010 öffentlich 

 
Vereinbarung zur Aufgabenwahrnehmung und Finanzierung der 
Schulsozialarbeit in den Grundschulen Haseldorf, Heist, Hetlingen und 
Moorrege 
 
Sachverhalt: 
 
Die Gemeindevertretung Moorrege hat am 3.12.2008 beschlossen, Mittel für die 
Schulsozialarbeit in der Grundschule Moorrege zur Verfügung zu stellen. Die Suche 
nach einer geeigneten Person gestaltete sich schwierig.  
 
Die Gemeinden Moorrege, Heist, Hetlingen und das Amt Haseldorf haben daher be-
schlossen eine gemeinsame Schulsozialarbeiterin mit einem Stundenkontingent von 
wöchentlich 10 Stunden zu suchen. Diese wurde mit Frau Carmen Baldzun befun-
den. Frau Baldzun arbeitet als Diakonin in der Jugendarbeit für die ev.luth. Kirchen-
gemeinde Moorrege- Heist und seit dem 01.09.2010  an den Grundschulen Heist und 
Moorrege als Schulsozialarbeiterin auf 400 Euro Basis. 
 
Ab dem 01.01.2011 ist Frau Baldzun auch für die Grundschulen Haseldorf und Het-
lingen tätig. 
 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
 
Die anliegende Vereinbarung wird zum 01.01.2011 abgeschlossen. Die Vereinba-
rung ist notwendig, da zum einen eine  Beschäftigung von  
Frau Baldzun an vier Schulen auf 400 Euro Basis nicht  erfolgen kann. Zum anderen 
muss die Fach- und Dienstaufsicht nach den Richtlinien des Kreises geregelt sein. 
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Finanzierung: 
 
Die Gemeinde Moorrege zahlt  jährlich einen Anteil der Personalkosten von 3.600 
Euro an die Kirchengemeinde.  Der Spitzabrechnung erfolgt nach der tatsächlichen 
Schülerzahl der Schulen. Für Sachmittel werden jährlich 100 Euro im Haushalt ein-
geplant. Der Kreis Pinneberg zahlt  jährlich einen Zuschuss in Höhe von 1.800 Euro 
bis zum Schuljahr 2012/2013. 
 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Schul- und Kulturausschuss/der Finanzausschuss/die Gemeindevertretung 
nimmt die Vereinbarung zur Schulsozialarbeit zustimmend zur Kenntnis.  
 
 
 
___________________ 
    (Weinberg) 
 
 
 
Anlagen: 
 
Kooperationsvertrag zur Aufgabenwahrnehmung und Finanzierung der Schulsozial-
arbeit in Grundschulen Haseldorf, Heist, Hetlingen und Moorrege  
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Gemeinde Moorrege 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 341/2010/MO/BV
 
 
Fachteam: Finanzen Datum: 11.11.2010 
Bearbeiter: Jens Neumann AZ: 3/750-250 

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus
Finanzausschuss der Gemeinde Moorrege 07.12.2010 nicht öffentlich 
Gemeindevertretung Moorrege 15.12.2010 öffentlich 

 
Defizitübernahme für den kirchlichen Friedhof für das Jahr 2011 
 
Sachverhalt: 
Der Kirchenkreis Pinneberg hat für den kirchlichen Friedhof Moorrege den Haus-
haltsplanentwurf für das Jahr 2011 vorgelegt und beantragt gemäß Anlage die Über-
nahme eines Defizits durch die Gemeinde Moorrege in Höhe von 40.050 €.  
Der Zuschuss ist gegenüber dem Vorjahr um 1.270 € gesunken. 
Im Wesentlichen entsprechen die Planungen für 2011 den Ansätzen des Vorjahres.  
Entsprechend den Regelungen des Vertrages zwischen der Ev.- Luth. Kirchenge-
meinde St. Michael Moorrege-Heist und der Gemeinde Moorrege wird ein entstehen-
des Betriebskostendefizit durch Zuschüsse der Gemeinde Moorrege gedeckt.      
 
 
 
Finanzierung: 
Für das Jahr 2011 ist im Haushalt der Gemeinde Moorrege bei der Hhst. 
036.1.75000.677000 -Kostenanteil für den kirchlichen Friedhof- ein Betrag von 
höchstens 40.100 EUR eingeplant.      
  
 
 
 
Beschlussvorschlag: 
Die Gemeinde Moorrege beteiligt sich auf der Basis des aktuellen kirchlichen Haus-
haltsplanentwurfes 2011 mit einem Zuschuss in Höhe von höchstens 40.050 € an 
den Kosten für den Friedhof Moorrege. Der Zuschuss ist am 01.04. und am 01.10. 
mit je 20.025 € zahlbar, wobei sich die Jahresrechnung entsprechend auswirken 
kann.    
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___________________ 
Weinberg 
 
 
Anlagen: 
Haushaltsplanentwurf 2011 kirchlicher Friedhof Moorrege   
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Gemeinde Moorrege 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 338/2010/MO/BV
 
 
Fachteam: Finanzen Datum: 04.11.2010 
Bearbeiter: Bianca Wulff-Buchholz AZ:  

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus
Finanzausschuss der Gemeinde Moorrege 07.12.2010 nicht öffentlich 
Gemeindevertretung Moorrege 07.12.2010 öffentlich 

 
Neufassung der Hundesteuersatzung für die Gemeinde Moorrege 
 
Sachverhalt: 
Die zurzeit geltende Hundesteuersatzung der Gemeinde Moorrege ist am  
1. Januar 1991 in Kraft getreten. 
 
Gemäß § 2 Abs. 1 des Kommunalabgabengesetzes Schleswig-Holstein verlieren 
Abgabensatzungen spätestens 20 Jahre nach Inkrafttreten von Gesetz wegen ihre 
Gültigkeit.  
Somit besteht für die Gemeinde Moorrege das Erfordernis, zum 1. Januar 2011 ihre 
Hundesteuersatzung neu zu fassen. 
 
Da in fast allen amtsangehörigen Gemeinden die Hundesteuersatzungen zum Jah-
resende 2010 ihre Gültigkeit von Gesetzes wegen verlieren und um über einheitliche 
Hundesteuersatzungen zu verfügen, wird die Neufassung der Hundesteuersatzung in 
allen amtsangehörigen Gemeinden empfohlen. 
 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Die Amtsverwaltung hat aufgrund der gesetzlichen Vorgabe den Entwurf einer neuen 
Hundesteuersatzung gefertigt. Der Entwurf liegt dieser Vorlage als Synopse bei. In 
der Synopse sind die jetzigen Regelungen sowie die der neuen Satzung jeweils ge-
genüber gestellt, so dass ein Vergleich von „alt“ zu „neu“ möglich ist.  
 
Die Änderungen beziehen sich unter anderem auf den Beginn und das Ende der 
Steuerpflicht. Um die Doppelversteuerung eines Hundes zu vermeiden, wurde das 
Kalendervierteljahr in Kalendermonat geändert, da immer mehr Gemeinden und 
Städte in ihren Satzungen eine monatliche Versteuerung vorsehen. 
 
Im Rahmen der erforderlichen Neufassung der Hundesteuersatzung und der bereits 
seit dem 1.1.2006 geltenden Steuersätze ist in dem vorliegenden Entwurf der Neu-
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fassung eine Steueranpassung vorgenommen worden. 
Das Innenministerium des Landes Schleswig-Holstein weist im Rahmen der Haus-
halskonsolidierung als Folge der Wirtschafts- und Finanzkrise darauf hin, dass die 
Kommunen die zur Verfügung stehenden Einnahmequellen weiter ausschöpfen 
müssen und legt eine Hundesteuer ab 2011 in Höhe von mindestens 100 € fest. 
 
Von einer Festsetzung der Steuersätze auf 100 € sollte nach Meinung der Verwal-
tung jedoch abgesehen werden, da die Erhöhung in den einzelnen Gemeinden zu 
gravierend sein würde. 
Vielmehr wird verwaltungsseitig vorgeschlagen, die Steuersätze in allen sieben amt-
sangehörigen Gemeinden nicht mehr unterschiedlich hoch festzusetzen, sondern ab 
2011 einheitliche Steuersätze zu beschließen.  
Aus der beigefügten Anlage kann ersehen werden, welche Steuersätze derzeit in 
den einzelnen Gemeinden gelten. 
Sollte dem Vorschlag der Amtsverwaltung gefolgt werden, bedeutet das, dass die 
Erhöhung der Hundesteuersätze in jeder Gemeinde unterschiedlich hoch ausfallen 
wird. 
 
Seitens der Verwaltung wird darüber hinaus empfohlen, bei der Neufassung auch die 
Haltung gefährlicher Hunde aufzunehmen und diese mit einem deutlich erhöhten 
Steuersatz zu besteuern. 
Die erhöhte Hundesteuer für Gefahrhunde wird als sachgerecht angesehen, da von 
einer Gefährlichkeit dieser Hunde aufgrund des genetischen Potentials ausgegangen 
werden muss. Insbesondere handelt es sich um die Rassen Pitbull-Terrier, Ameri-
can-Staffordshire-Terrier, Staffordshire-Bullterrier und Bullterrier, die im Hunde-
verbringungs- und einfuhrbeschränkungsgesetz aufgelistet sind, sowie um andere 
Hunde, deren Einstufung als Gefahrhund von ihrem individuellen Wesen und Verhal-
ten abhängig gemacht wird. 
 
Derzeit sind 2 gefährliche Hunde in der Gemeinde gemeldet. Beide sind vom Ord-
nungsamt als gefährlich eingestuft.    
Mit dem erhöhten Steuersatz soll ordnungspolitisch erreicht werden, die Anzahl der 
gefährlichen Hunde auch weiterhin zu begrenzen.  
Das Kommunalabgabengesetz Schleswig-Holstein sieht es als zulässig an, die Hal-
tung solcher gewöhnlich als „Kampfhunde“ bezeichneten Hunde nach einem erheb-
lich über deren Regelsatz hinausgehenden Steuersatz zu besteuern. Eine Erhöhung 
gegenüber dem Regelsatz auf sogar das Fünfzehnfache ist von der Rechtsprechung 
nicht beanstandet worden.  
 
 
 
Finanzierung: 
Für die Gemeinde Moorrege würde sich die Einnahme bei der Hundesteuer wie folgt 
auswirken: 
 

für den 1. Hund  ( 234 Hunde) 12.636,00 €, 
für den 2. Hund  ( 36 Hunde) 2.808,00 €, 
für jeden weiteren Hund ( 8 Hunde)    816,00 €, 
für den ersten gefährlichen Hund ( 2 Hunde)    1.000,00 €, 
für den zweiten gefährlichen Hund 0,00 €, 
für jeden weiteren gefährlichen Hund     0,00 €,  



Gesamteinnahme mit derzeitigem Hundebestand 17.260,00 €. 
 
 
Gegenüber dem Vorjahr würde sich eine Mehreinnahme in Höhe von 5.260,00 € er-
geben. 
 
 
 
Beschlussvorschlag: 
a)  Der Finanzausschuss empfiehlt der Gemeindevertretung, die vorliegende Sat-
zung der Gemeinde Moorrege über die Erhebung einer Hundesteuer zum 1. Januar 
2011 zu beschließen. 
 
 
b)  Der Finanzausschuss empfiehlt der Gemeindevertretung, die vorliegende Sat-
zung der Gemeinde Moorrege über die Erhebung einer Hundesteuer mit folgenden 
Hundesteuersätzen zum 1. Januar 2011 zu beschließen:   
 
Die Steuer beträgt jährlich        
für den ersten Hund  ____ €, 
für den zweiten Hund  ____ €,  
für jeden weiteren Hund   ____ €, 
für den ersten gefährlichen Hund  ____ €, 
für den zweiten gefährlichen Hund ____ €, 
für jeden weiteren gefährlichen Hund           ____ €.   
 
 
 
___________________ 
(Bürgermeister Weinberg)  
 
 
 
Anlagen: 

 1 Synopse  
1 Entwurf der Neufassung der Hundesteuersatzung 
1 Aufstellung über die zurzeit geltenden und geplanten Hundesteuersätze im Amts-
bereich   
 
 
 





Aufstellung über die zurzeit geltenden und geplanten Hundesteuersätze im Amtsbereich 

Gemeinde 1. Hund 2. Hund weitere Hunde
Alt Differrenz Neu Alt Differenz Neu Alt Differenz Neu 

Appen 40,00 € 14,00 € 54,00 € 75,00 € 3,00 € 78,00 € 100,00 € 2,00 € 102,00 €
Groß Nordende 40,00 € 14,00 € 54,00 € 50,00 € 28,00 € 78,00 € 60,00 € 42,00 € 102,00 €
Heidgraben 48,00 € 6,00 € 54,00 € 60,00 € 18,00 € 78,00 € 78,00 € 24,00 € 102,00 €
Heist 48,00 € 6,00 € 54,00 € 60,00 € 18,00 € 78,00 € 72,00 € 30,00 € 102,00 €
Holm 40,00 € 14,00 € 54,00 € 60,00 € 18,00 € 78,00 € 80,00 € 22,00 € 102,00 €
Moorrege 40,00 € 14,00 € 54,00 € 60,00 € 18,00 € 78,00 € 72,00 € 30,00 € 102,00 €
Neuendeich 40,00 € 14,00 € 54,00 € 45,00 € 33,00 € 78,00 € 55,00 € 47,00 € 102,00 €

Gemeinde 1. gefährlicher Hund 2. gefährlicher Hund weitere gefährliche Hunde 
Alt Neu Alt Neu Alt Neu 

Appen 300,00 € 500,00 € - 750,00 € 300,00 € 1.000,00 €
Groß Nordende 130,00 € 500,00 € - 750,00 € 250,00 € 1.000,00 €
Heidgraben - 500,00 € - 750,00 € - 1.000,00 €
Heist 240,00 € 500,00 € - 750,00 € 440,00 € 1.000,00 €
Holm 170,00 € 500,00 € - 750,00 € 420,00 € 1.000,00 €
Moorrege - 500,00 € - 750,00 € - 1.000,00 €
Neuendeich 210,00 € 500,00 € - 750,00 € 260,00 € 1.000,00 €
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Entwurf  
Satzung 

der Gemeinde Moorrege 
über die Erhebung einer Hundesteuer 

 
Aufgrund des § 4 der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein in der Fassung vom 
28.2.2003 (GVOBl. Schl.-H. S. 57), zuletzt geändert durch Artikel 13 des Gesetzes 
vom 26. März 2009 (GVOBl. Schl.-H. S. 93) und der §§ 1, 2 und 3 des Kommunalab-
gabengesetzes des Landes Schleswig-Holstein in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 10. Januar 2005 (GVOBl. Schl.-H. S. 27), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
20. Juli 2007 (GVOBl. Schl.-H. S . 362) wird nach Beschlussfassung durch die Ge-
meindevertretung Moorrege vom                                       folgende Satzung erlassen: 
 
 
 
Die Regelungen in der Satzung beziehen sich gleichermaßen auf Männer und Frau-
en. Im Folgenden wird die männliche Sprachform verwendet. Die weibliche Sprach-
form gilt entsprechend. 
 
 

§ 1 
 

Steuergegenstand 
 
(1) Gegenstand der Steuer ist das Halten von Hunden im Gemeindegebiet. 
 
(2) Die Haltung gefährlicher Hunde wird gesondert besteuert.    
  Als gefährliche Hunde gelten:        

 a) Hunde deren Rassen im Hundeverbringungs- und -einfuhrbeschränkungs-
gesetzes benannt sind sowie deren Kreuzungen untereinander oder mit ande-
ren Hunden. 

  b) Hunde, die die Voraussetzungen nach § 3 Abs. 3 und 4 des Gefahrhundege-
setzes erfüllen und von der örtlichen Ordnungsbehörde als gefährlich einge-
stuft wurden. 

 
§ 2 

 
Steuerpflicht 

 
(1) Steuerpflichtiger ist, wer einen Hund in seinem Haushalt oder Wirtschaftsbetrieb 

aufgenommen hat (Halter des Hundes). 
 
(2) Alle in einem Haushalt gehaltenen Hunde gelten als von den Haushaltsangehöri-

gen gemeinsam gehalten.  
 
(3)  Halten mehrere Personen gemeinschaftlich einen Hund, so sind sie Gesamt-

schuldner. 
 

§ 3 
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Beginn und Ende der Steuerpflicht 

 
(1) Die Steuerpflicht entsteht mit dem Kalendermonat, in dem ein Hund in einem 

Haushalt oder Wirtschaftsbetrieb aufgenommen wird, frühestens mit dem Kalen-
dermonat, in dem er drei Monate alt wird. 

 
(2) Wird ein Hund durch die Ordnungsbehörde als gefährlich eingestuft, entsteht die 

Steuerpflicht nach § 1 Abs. 2 mit dem auf die Einstufung folgenden Kalendermo-
nat.  

 
(3) Wer einen Hund nicht länger als einen Monat in Pflege oder Verwahrung genom-

men hat oder auf Probe oder zum Anlernen hält, braucht ihn nicht zu versteuern. 
 
(4) Die Steuerpflicht endet mit dem Kalendermonat, in dem der Hund abgeschafft 

wird, abhanden kommt oder verstirbt. 
 
(5) Bei Wohnortwechsel eines Hundehalters endet die Steuerpflicht mit Ablauf des 

Kalendermonats, in den der Wegzug fällt; sie beginnt mit dem auf den Zuzug fol-
genden Kalendermonat. 

 
(6) Wer einen versteuerten Hund oder an Stelle eines abgeschafften, abhanden ge-

kommenen oder eingegangenen versteuerten Hundes einen neuen Hund erwirbt, 
wird dafür mit dem auf den Erwerb folgenden Kalendermonat steuerpflichtig. 

 
§ 4 

 
Steuersatz 

 
(1) Die Steuer beträgt jährlich 

 
       für den ersten Hund      54,-- € 
       für den zweiten Hund      78,-- €, 

           für jeden weiteren Hund     102,-- €, 
 für den ersten gefährlichen Hund  500,-- €, 
 für den zweiten gefährlichen Hund  750,-- €, 
 für jeden weiteren gefährlichen Hund          1.000,-- €. 
 
(2) Hunde, die steuerfrei gehalten werden dürfen (§ 7), werden bei der Berechnung 

der Anzahl der Hunde nicht angesetzt; Hunde, für die die Steuer ermäßigt wird  
(§ 5), gelten als erste Hunde. 

 
 
 
 
 
 
 
 

§ 5 
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Steuerermäßigung 
 
(1) Die Steuer ist auf Antrag des Steuerpflichtigen auf die Hälfte zu ermäßigen für 

das Halten von 
 
a) Hunden, die zur Bewachung von Gebäuden benötigt werden, welche von den 

nächsten bewohnten Gebäuden mehr als 300 m entfernt liegen; 
 
b) Hunden, die zur Bewachung von Binnenschiffen benötigt werden; 
 
c) Hunden, die von zugelassenen Unternehmen des Bewachungsgewerbes oder 

von berufsmäßigen Einzelwächtern bei Ausübung des Wachdienstes benötigt 
werden; 

 
d) abgerichteten Hunden, die von Artisten und berufsmäßigen Schaustellern für 

ihre Berufsarbeit benötigt werden; 
 
e) Hunden, die als Melde-, Sanitäts-, Schutz-, Fährten- oder Rettungshunde ver-

wendet werden und eine Prüfung vor anerkannten Leistungsrichtern abgelegt 
haben. Das mit dem Antrag vorzulegende Prüfungszeugnis darf nicht älter als 
zwei Jahre sein; 

 
f) Jagdgebrauchshunden, die eine Jagdeignungsprüfung abgelegt haben und 

jagdlich verwendet werden. 
 
(2) Personen, die gewerbsmäßig mit Hunden handeln und dieses Gewerbe ange-

meldet haben, haben zwei Hunde mit den Steuersätzen für den ersten und zwei-
ten Hund zu versteuern. Für weitere Hunde, die weniger als sechs Monate im 
Besitz sind, braucht keine Steuer entrichtet zu werden. 

 
(3) Für Hunde nach § 1 Abs. 2 (gefährliche Hunde) wird keine Steuerermäßigung 

gewährt. 
 

§ 6 
 

Zwingersteuer 
 
(1) Von Hundezüchtern, die mindestens zwei rassereine Hunde der gleichen Rasse, 

darunter eine Hündin im zuchtfähigen Alter zu Zuchtzwecken halten, wird die 
Steuer auf Antrag in der Form einer Zwingersteuer erhoben, wenn der Zwinger 
und die Zuchttiere in ein von einer anerkannten Hundezuchtvereinigung geführ-
tes Zucht- oder Stammbuch eingetragen sind. 

 
(2) Die Zwingersteuer beträgt für jeden Hund, der zu Zuchtzwecken gehalten wird, 

die Hälfte der Steuer nach § 4 Abs. 1, jedoch nicht mehr als die Steuer für einen 
ersten und einen zweiten Hund. Das Halten selbstgezogener Hunde ist steuer-
frei, solange sie sich im Zwinger befinden und nicht älter als 6 Monate sind. 

 
 
 

§ 7 
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Steuerbefreiung 
 
(1) Steuerbefreiung ist auf Antrag zu gewähren für das Halten von 

 
1. Diensthunden staatlicher und kommunaler Dienststellen und Einrichtungen, 

deren Unterhaltskosten überwiegend aus öffentlichen Mitteln bestritten wer-
den; 

 
2. Gebrauchshunden von Forstbeamten, im Privatforstdienstangestellten Perso-

nen, von bestätigten Jagdaufsehern, Feldschutzkräften und von Landschafts-
warten in der für den Forst-, Jagd-, Feld- oder Landschaftsschutz erforderli-
chen Anzahl; 

 
3. Herdengebrauchshunden in der erforderlichen Anzahl; 

 
4. Sanitäts- oder Rettungshunden, die von anerkannten Sanitäts- oder Zivilschut-

zeinheiten gehalten werden; 
 

5. Hunden, die von wissenschaftlichen Instituten ausschließlich zu wissenschaft-
lichen Zwecken gehalten werden; 

 
6. Hunden, die in Anstalten von Tierschutz- oder ähnlichen Vereinen vorüberge-

hend untergebracht sind und nicht auf die Straße gelassen werden; 
 

7. Hunden, die zum Schutz und zur Hilfe blinder, tauber oder hilfloser Personen 
unentbehrlich sind; die Steuerbefreiung kann von der Vorlage eines amtsärztli-
chen Zeugnisses abhängig gemacht werden, 

 
8. Blindenführhunden. 

 
(2) Für Hunde nach § 1 Abs. 2 (gefährliche Hunde) wird keine Steuerbefreiung ge-

währt. 
 

§ 8 
 

Allgemeine Voraussetzung für die Steuerermäßigung 
und die Steuerbefreiung 

 
Steuerermäßigung oder Steuerbefreiung wird nur gewährt, wenn 
 
1. die Hunde für den angegebenen Verwendungszweck hinlänglich geeignet sind, 
 
2. der Halter der Hunde in den letzten 5 Jahren nicht wegen Tierquälerei bestraft ist, 
 
3. für die Hunde geeignete, den Erfordernissen des Tierschutzes entsprechende Un-

terkunftsräume vorhanden sind; 
 
4. in den Fällen des § 5 Abs. 2, § 6 und § 7 Ziffer 6 ordnungsgemäße Bücher über 

den Bestand, den Erwerb und die Veräußerung der Hunde geführt und auf Ver-
langen vorgelegt werden. 

 
§ 9 
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Steuerfreiheit 

 
Steuerfrei sind Personen, die sich nicht länger als zwei Monate in der Gemeinde auf-
halten, für die Hunde, die sie bei ihrer Ankunft besitzen und nachweislich in einer an-
deren Gemeinde der Bundesrepublik versteuern. 
 

§ 10 
 

Meldepflichten  
 
(1) Wer einen Hund in seinen Haushalt oder Wirtschaftsbetrieb aufnimmt oder mit 

einem Hund zuzieht, hat ihn binnen 14 Tagen bei der Gemeinde anzumelden. 
Bei der Anmeldung ist die Hunderasse anzugeben. Neugeborene Hunde gelten 
mit Ablauf des dritten Monats nach der Geburt als in den Haushalt oder Wirt-
schaftsbetrieb aufgenommen. Die Anmeldefrist beginnt im Falle des § 3 Abs. 2 
nach Ablauf des Monats. 

 
(2) Der bisherige Halter eines Hundes hat den Hund innerhalb von 14 Tagen abzu-

melden. Im Falle der Veräußerung des Hundes sind bei der Abmeldung Name 
und Anschrift des Erwerbers anzugeben.  

 
(3) Fallen die Voraussetzungen für eine Steuerermäßigung oder Steuerbefreiung 

fort, so hat der Hundehalter das binnen 14 Tagen anzuzeigen. 
 

(4) Der Hundehalter ist verpflichtet an der Feststellung mitzuwirken, ob es sich bei 
dem von ihm gehaltenen Hund um einen Hund im Sinne von § 1 Absatz 2 han-
delt. Hierzu hat der Hundehalter insbesondere die Verpflichtung, den Hund bei 
einem Fachtierarzt zur Begutachtung vorzustellen. 

 
(5) Die Gemeinde gibt Hundesteuermarken aus, die bei der Abmeldung des Hundes 

abgegeben werden müssen. Bei Verlust der Hundesteuermarke erhält der Halter 
gegen Zahlung einer Verwaltungsgebühr eine Ersatzmarke. 
Der Hundehalter darf Hunde außerhalb seiner Wohnung oder seines umfriedeten 
Grundbesitzes nur mit der Hundesteuermarke umherlaufen lassen.  
Hunde, die außerhalb der Wohnung oder des umfriedeten Grundbesitzes des 
Hundehalters ohne gültige Hundesteuermarke und unbeaufsichtigt angetroffen 
werden, können durch Beauftragte der Gemeinde eingefangen werden. Der Hal-
ter eines eingefangenen Hundes soll von dem Einfang des Hundes in Kenntnis 
gesetzt werden.  

 
§ 11 

 
Steuerjahr, Fälligkeit der Steuer 

 
(1) Die Steuer wird als Jahressteuer festgesetzt. Steuerjahr ist das Kalenderjahr. 

 
(2) Die Steuer wird in vierteljährlichen Teilbeträgen zum 15.02., 15.05., 15.08. und 

15.11. jeden Jahres fällig. Bei Jahreszahlung wird die Steuer zum 01.07. jeden 
Jahres fällig. 
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§ 12 
 

Auskunftspflicht  
 

Die Grundstückseigentümer sind verpflichtet, der Gemeinde oder dem von ihr Beauf-
tragten über die auf dem jeweiligen Grundstück gehaltenen Hunde und deren Haltern 
Auskunft zu erteilen. 

§ 13 
 

Ordnungswidrigkeiten 
 
Zuwiderhandlungen gegen § 10 und § 12 sind Ordnungswidrigkeiten nach § 18 Abs. 
2 Nr. 2 des Kommunalabgabengesetzes. 
 

§ 14 
 

Datenverarbeitung 
 

(1) Die Gemeinde ist berechtigt, die zur Ermittlung und Festsetzung der Steuer er-
forderlichen Daten von dem Steuerpflichtigen zu erheben und zu speichern. 

 
(2) Zur Ermittlung der Steuerpflichtigen und zur Festsetzung der Steuer im Rahmen 

der Veranlagung nach dieser Satzung ist die Verwendung der erforderlichen per-
sonenbezogenen Daten, die bei der örtlichen Ordnungsbehörde bzw. bei der Po-
lizei vorhanden sowie aus Hundesteuerkontrollmitteilungen anderer Gemeinden 
bekannt geworden sind, durch die Gemeinde zulässig im Sinne des Abschnitts II 
des Landesdatenschutzgesetz vom 9. Februar 2000 (GVOBl. Schl.-H. 2000 S. 
169). Die Gemeinde darf sich diese Daten von den genannten Stellen und Äm-
tern übermitteln lassen, selbst übermitteln und nur zum Zwecke der Steuererhe-
bung nach dieser Satzung weiterverarbeiten. 

 
§ 15 

 
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt am 1. Januar 2011 in Kraft. 
Gleichzeitig tritt die Hundesteuersatzung vom 09. Juli 1990 mit allen Nachträgen au-
ßer Kraft. 
 
Moorrege, den ……………..2010 
 
 
Gemeinde Moorrege  
Der Bürgermeister 
 
 
 
(Weinberg)  
Bürgermeister 



Synopse der Satzung der Gemeinde Moorrege über die Erhebung einer Hundesteuer 
 

                                            Alte Fassung                                                                                     Neue Fassung  
 

§ 1 
Steuergegenstand 

 
Gegenstand der Steuer ist das Halten von Hunden im 
Gemeindegebiet. 
 

§ 1 
Steuergegenstand 

 
(1) Gegenstand der Steuer ist das Halten von Hunden im 
Gemeindegebiet. 
 
(2) Die Haltung gefährlicher Hunde wird gesondert besteuert.    
Als gefährliche Hunde gelten:   
      
 a) Hunde deren Rassen im Hundeverbringungs- und -
einfuhrbeschränkungsgesetzes benannt sind sowie deren 
Kreuzungen untereinander oder mit anderen Hunden. 
 
 b) Hunde, die die Voraussetzungen nach § 3 Abs. 3 und 4 des 
Gefahrhundegesetzes erfüllen und von der örtlichen 
Ordnungsbehörde als gefährlich eingestuft wurden. 
 

§ 2 
Steuerpflicht 

 
(1) Steuerpflichtiger ist, wer einen Hund in seinem Haushalt oder 
Wirtschaftsbetrieb aufgenommen hat (Halten des Hundes). 
 
(2) Halten mehrere Personen gemeinschaftlich einen Hund, so 
sind sie Gesamtschuldner. 
 

§ 2 
Steuerpflicht 

 
(1)Steuerpflichtiger ist, wer einen Hund in seinem Haushalt oder 
Wirtschaftsbetrieb aufgenommen hat (Halter des Hundes). 
 
(2) Alle in einem Haushalt gehaltenen Hunde gelten als von den 
Haushaltsangehörigen gemeinsam gehalten.  
 
(3) Halten mehrere Personen gemeinschaftlich einen Hund, so 
sind sie Gesamtschuldner. 
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§ 3 
Beginn und Ende der Steuerpflicht 

 
(1) Die Steuerpflicht entsteht mit dem Kalenderjahr, in dem ein 
Hund in einen Haushalt oder Wirtschaftsbetrieb aufgenommen 
wird, frühestens mit dem Kalendervierteljahr, in dem er drei 
 Monate alt wird. 
 
(2) Wer einen Hund nicht länger als einen Monat in Pflege oder 
Verwahrung genommen hat oder auf Probe oder zum Anlernen 
hält, braucht ihn nicht zu versteuern. 
 
(3) Die Steuerpflicht endet mit dem Kalendervierteljahr, in dem 
der Hund abgeschafft wird, abhanden kommt oder eingeht. 
 
(4) Bei Wohnortwechsel eines Hundehalters endet die 
Steuerpflicht mit Ablauf des Kalendervierteljahres, in das der 
Wegzug fällt; sie beginnt mit dem auf den Zuzug folgenden 
Kalendervierteljahr. 
 
(5) Wer einen versteuerten Hund oder anstelle eines 
angeschafften, abhanden gekommenen oder eingegangenen 
versteuerten Hundes einen neuen Hund erwirbt, wird dafür mit 
dem auf den Erwerb folgenden Kalendervierteljahr steuerpflichtig. 
 

§ 3 
Beginn und Ende der Steuerpflicht 

 
(1) Die Steuerpflicht entsteht mit dem Kalendermonat, in dem ein 
Hund in einem Haushalt oder Wirtschaftsbetrieb aufgenommen 
wird, frühestens mit dem Kalendermonat, in dem er drei Monate  
alt wird. 
 
(2) Wird ein Hund durch die Ordnungsbehörde als gefährlich 
eingestuft, entsteht die Steuerpflicht nach § 1 Abs. 2 mit dem auf 
die Einstufung folgenden Kalendermonat.  
 
(3) Wer einen Hund nicht länger als einen Monat in Pflege oder 
Verwahrung genommen hat oder auf Probe oder zum Anlernen 
hält, braucht ihn nicht zu versteuern. 
 
(4) Die Steuerpflicht endet mit dem Kalendermonat, in dem der 
Hund abgeschafft wird, abhanden kommt oder verstirbt. 
 
(5) Bei Wohnortwechsel eines Hundehalters endet die Steuer-
pflicht mit Ablauf des Kalendermonats, in den der Wegzug fällt; 
sie beginnt mit dem auf den Zuzug folgenden Kalendermonat. 
 
(6) Wer einen versteuerten Hund oder an Stelle eines 
abgeschafften, abhanden gekommenen oder eingegangenen 
versteuerten Hundes einen neuen Hund erwirbt, wird dafür mit 
dem auf den Erwerb folgenden Kalendermonat steuerpflichtig. 
 
 
 
 
 



§ 4 
Steuersatz 

 
(1) Die Steuer beträgt jährlich 
 
für den 1. Hund                                                                     40,-- € 
für den 2. Hund                                                                     60,-- € 
für jeden weiteren Hund                                                        72,-- € 
 
(2) Hunde, die steuerfrei gehalten werden dürfen (§ 7), werden 
bei der Berechnung der Anzahl der Hunde nicht angesetzt; 
Hunde, für die die Steuer ermäßigt wird (§ 5), gelten als erste 
Hunde. 

§ 4 
Steuersatz 

 
(1) Die Steuer beträgt jährlich 
 
für den ersten Hund                                 54,-- €, 
für den zweiten Hund                    78,-- €, 
für jeden weiteren Hund  102,-- €, 
für den ersten gefährlichen Hund 500,-- €, 
für den zweiten gefährlichen Hund 750,-- €, 
für jeden weiteren gefährlichen Hund                     1.000,-- €. 
 
(2) Hunde, die steuerfrei gehalten werden dürfen (§ 7), werden bei 
der Berechnung der Anzahl der Hunde nicht angesetzt; Hunde, 
für die die Steuer ermäßigt wird (§ 5), gelten als erste Hunde. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



§ 5 
Steuerermäßigung 

 
(1) Die Steuer ist auf Antrag des Steuerpflichtigen auf die Hälfte 
zu ermäßigen für das Halten von 
 
a) Hunden, die zur Bewachung von Gebäuden benötigt werden, 
welche von dem nächsten 
bewohnten Gebäude mehr als 300 m entfernt liegen; 
 
b) Hunden, die zur Bewachung von Binnenschiffen benötigt 
werden; 
c) Hunden, die von zugelassenen Unternehmen des 
Bewachungsgewerbes oder von berufs- 
mäßigen Einzelwächtern bei Ausübung des Wachdienstes 
benötigt werden; 
 
d) abgerichteten Hunden, die von Artisten und berufsmäßigen 
Schaustellern für ihre Berufs- arbeit benötigt werden; 
 
e) Hunden, die als Melde-, Sanitäts-, Schutz-, Fährten- oder 
Rettungshunde verwendet werden und eine Prüfung vor 
anerkannten Leistungsrichtern abgelegt haben. Das mit dem 
Antrag vorzulegende Prüfungszeugnis darf nicht älter als zwei 
Jahre sein; 
 
f) Jagdgebrauchshunden, die eine Jagdeignungsprüfung abgelegt 
haben und jagdlich verwendet werden. 

 
(2) Personen, die gewerbsmäßig mit Hunden handeln und dieses 
Gewerbe angemeldet haben, haben zwei Hunde mit den 
Steuersätzen für den ersten und zweiten Hund zu versteuern. Für 
weitere Hunde, die weniger als sechs Monate im Besitz sind, 
braucht keine Steuer entrichtet zu werden. 
 

§ 5 
Steuerermäßigung 

 
(1) Die Steuer ist auf Antrag des Steuerpflichtigen auf die 
Hälfte zu ermäßigen für das Halten von 
 
a) Hunden, die zur Bewachung von Gebäuden benötigt werden, 
welche von den nächsten bewohnten Gebäuden mehr als 300 m 
entfernt liegen; 
 
b) Hunden, die zur Bewachung von Binnenschiffen benötigt 
werden; 
 
c) Hunden, die von zugelassenen Unternehmen des 
Bewachungsgewerbes oder von berufsmäßigen Einzelwächtern 
bei Ausübung des Wachdienstes benötigt werden; 
 
d) abgerichteten Hunden, die von Artisten und berufsmäßigen 
Schaustellern für ihre Berufsarbeit benötigt werden; 
 
e) Hunden, die als Melde-, Sanitäts-, Schutz-, Fährten- oder 
Rettungshunde verwendet werden und eine Prüfung vor 
anerkannten Leistungsrichtern abgelegt haben. Das mit dem 
Antrag vorzulegende Prüfungszeugnis darf nicht älter als zwei 
Jahre sein; 
 
f) Jagdgebrauchshunden, die eine Jagdeignungsprüfung 
abgelegt haben und jagdlich verwendet werden. 
 
(2) Personen, die gewerbsmäßig mit Hunden handeln und dieses 

Gewerbe angemeldet haben, haben zwei Hunde mit den 
Steuersätzen für den ersten und zweiten Hund zu versteuern. 
Für weitere Hunde, die weniger als sechs Monate im Besitz 
sind, braucht keine Steuer entrichtet zu werden. 

 
(3) Für Hunde nach § 1 Absatz 2 (gefährliche Hunde) wird keine 

Steuerermäßigung gewährt. 
  
  



§ 6 
Zwingersteuer 

 
(1) Von Hundezüchtern, die mindestens zwei rassereine Hunde 
der gleichen Rasse, darunter eine Hündin im zuchtfähigen Alter, 
zu Zuchtzwecken halten, wird die Steuer auf Antrag in der Form 
einer Zwingersteuer erhoben, wenn der Zwinger und die 
Zuchttiere in ein von einer anerkannten Hundezuchtvereinigung 
geführtes Zucht- oder Stammbuch eingetragen sind. 
 
(2) Die Zwingersteuer beträgt für jeden Hund, der zu 
Zuchtzwecken gehalten wird, die Hälfte der Steuer nach § 4 Abs. 
1, jedoch nicht mehr als die Steuer für einen ersten und einen 
zweiten Hund. Das Halten selbstgezogener Hunde ist steuerfrei, 
solange sie sich im Zwinger befinden und nicht älter als 6 Monate 
sind. 
 

§ 6 
Zwingersteuer 

 
(1)Von Hundezüchtern, die mindestens zwei rassereine Hunde 
der gleichen Rasse, darunter eine Hündin im zuchtfähigen Alter 
zu Zuchtzwecken halten, wird die Steuer auf Antrag in der Form 
einer Zwingersteuer erhoben, wenn der Zwinger und die 
Zuchttiere in ein von einer anerkannten Hundezuchtvereinigung 
geführtes Zucht- oder Stammbuch eingetragen sind. 
 
(2)Die Zwingersteuer beträgt für jeden Hund, der zu 
Zuchtzwecken gehalten wird, die Hälfte der Steuer nach § 4 Abs. 
1, jedoch nicht mehr als die Steuer für einen ersten und einen 
zweiten Hund. Das Halten selbstgezogener Hunde ist steuerfrei, 
solange sie sich im Zwinger befinden und nicht älter als 6 Monate 
sind. 
 



§ 7 
Steuerbefreiung 

 
Steuerbefreiung ist auf Antrag zu gewähren für das Halten von 
 
 
1. Diensthunden staatlicher und kommunaler Dienststellen und 
Einrichtungen, deren Unterhaltungskosten überwiegend aus 
öffentlichen Mitteln bestritten werden; 
 
2. Gebrauchshunden von Forstbeamten, im Privatforstdienst 
angestellter Personen, von bestätigten Jagdaufsehern und von 
Feldschutzkräften in der für den Forst-, Jagd- oder Feldschutz 
erforderlichen Anzahl; 
 
3. Herdengebrauchshunden in der erforderlichen Anzahl; 
 
4. Sanitäts- oder Rettungshunden, die von anerkannten Sanitäts- 
oder Zivilschutzeinheiten gehalten werden; 
 
5. Hunden, die von wissenschaftlichen Instituten ausschließlich 
zu wissenschaftlichen Zwecken gehalten werden; 
 
6. Hunden, die in Anstalten von Tierschutz- oder ähnlichen 
Vereinen vorübergehend untergebracht sind und nicht auf die 
Straße gelassen werden; 
 
7. Blindenführhunden; 
 
8. Hunden, die zum Schutze und zur Hilfe blinder, tauber oder 
hilfloser Personen unentbehrlich sind; die Steuerbefreiung kann 
von der Vorlage eines amtsärztlichen Zeugnisses abhängig 
gemacht werden. 
 

§ 7 
Steuerbefreiung 

 
(1) Steuerbefreiung ist auf Antrag zu gewähren für das Halten 
von 
 
1. Diensthunden staatlicher und kommunaler Dienststellen und 
Einrichtungen, deren Unterhaltskosten überwiegend aus 
öffentlichen Mitteln bestritten werden; 
 
2. Gebrauchshunden von Forstbeamten, im 
Privatforstdienstangestellten Personen, von bestätigten 
Jagdaufsehern, Feldschutzkräften und von Landschaftswarten in  
der für den Forst-, Jagd-, Feld- oder Landschaftsschutz 
erforderlichen Anzahl; 
 
3. Herdengebrauchshunden in der erforderlichen Anzahl; 
 
4. Sanitäts- oder Rettungshunden, die von anerkannten Sanitäts- 
oder Zivilschutzeinheiten gehalten werden; 
 
5. Hunden, die von wissenschaftlichen Instituten ausschließlich 
zu wissenschaftlichen Zwecken gehalten werden; 
 
6. Hunden, die in Anstalten von Tierschutz- oder ähnlichen 
Vereinen vorübergehend untergebracht sind und nicht auf die 
Straße gelassen werden; 
 
7. Hunden, die zum Schutz und zur Hilfe blinder, tauber oder 
hilfloser Personen unentbehrlich sind; die Steuerbefreiung kann 
von der Vorlage eines amtsärztlichen Zeugnisses abhängig 
gemacht werden, 
 
8. Blindenführhunden. 
 
(2) Für Hunde nach § 1 Absatz 2 (gefährliche Hunde) wird 
keine Steuerbefreiung gewährt. 



§ 8 
Allgemeine Voraussetzung für die Steuerermäßigung 

und die Steuerbefreiung 
 
Steuerermäßigung oder Steuerbefreiung wird nur gewährt, wenn 
 
1. die Hunde für den angegebenen Verwendungszweck 
hinlänglich geeignet sind; 
 
2. der Halter der Hunde in den letzten fünf Jahren nicht wegen 
Tierquälerei bestraft ist; 
 
3. für die Hunde geeignete, den Erfordernissen des Tierschutzes 
entsprechende Unterkunftsräume vorhanden sind; 
 
4. in den Fällen des § 5 Abs. 2, § 6 und § 7 ordnungsgemäße 
Bücher über den Bestand, den Erwerb und die Veräußerung der 
Hunde geführt und auf Verlangen vorgelegt werden. 
 

§ 8 
Allgemeine Voraussetzung für die Steuerermäßigung 

und die Steuerbefreiung 
 
Steuerermäßigung oder Steuerbefreiung wird nur gewährt, wenn 
 
1. die Hunde für den angegebenen Verwendungszweck 
hinlänglich geeignet sind, 
 
2. der Halter der Hunde in den letzten 5 Jahren nicht wegen 
Tierquälerei bestraft ist, 
 
3. für die Hunde geeignete, den Erfordernissen des Tierschutzes 
entsprechende Unterkunftsräume vorhanden sind; 
 
4. in den Fällen des § 5 Abs. 2, § 6 und § 7 Ziffer 6 
ordnungsgemäße Bücher über den Bestand, den Erwerb und die 
Veräußerung der Hunde geführt und auf Verlangen vorgelegt 
werden. 

§ 9 
Steuerfreiheit 

 
Steuerfrei sind Personen, die sich nicht länger als zwei Monate in 
der Gemeinde aufhalten, für die Hunde, die sie bei ihrer Ankunft 
besitzen und nachweislich in einer anderen Gemeinde der 
Bundesrepublik versteuern. 
 

§ 9 
Steuerfreiheit 

 
Steuerfrei sind Personen, die sich nicht länger als zwei Monate in 
der Gemeinde aufhalten, für die Hunde, die sie bei ihrer Ankunft 
besitzen und nachweislich in einer anderen Gemeinde der 
Bundesrepublik versteuern. 
 



§ 10 
Meldepflichten 

 
(1) Wer einen Hund anschafft oder mit einem Hund zuzieht, hat 
ihn binnen 14 Tagen bei der Gemeinde anzumelden. 
Neugeborene Hunde gelten mit Ablauf des dritten Monats nach 
der Geburt als angeschafft. Die Anmeldefrist beginnt im Falle des 
§ 3 Abs. 2 nach Ablauf des Monats 
 
(2) Der bisherige Halter eines Hundes hat den Hund innerhalb 
von 14 Tagen abzumelden. Im Falle der Veräußerung des 
Hundes sind bei der Abmeldung Name und Wohnung des 
Erwerbers anzugeben. 
 
(3) Fallen die Voraussetzungen für eine Steuerermäßigung oder 
Steuerbefreiung fort, so hat der Hundehalter das binnen 14 
Tagen anzuzeigen. 
 
(4) Die Gemeinde gibt Hundesteuermarken aus, die bei der 
Abmeldung des Hundes wieder abgegeben werden müssen. Der 
Hundehalter darf Hunde außerhalb seiner Wohnung oder seines 
umfriedeten Grundbesitzes nur mit der Hundesteuermarke 
umherlaufen lassen. Hunde, die außerhalb der Wohnung oder 
des umfriedeten Grundbesitzes des Hundehalters ohne gültige 
Hundesteuermarke und unbeaufsichtigt angetroffen werden, 
können durch Beauftragte der Gemeinde eingefangen werden. 
Der Halter eines eingefangenen Hundes soll von dem Einfangen 
des Hundes in Kenntnis gesetzt werden. Meldet sich der Halter 
des Hundes auch auf öffentliche Bekanntmachung nicht oder 
zahlt er die der Gemeinde entstandenen Kosten und die 
rückständige Hundesteuer nicht, so wird nach § 12 verfahren. 
 

§ 10 
Meldepflichten  

 
(1)Wer einen Hund in seinen Haushalt oder Wirtschaftsbetrieb 
aufnimmt oder mit einem Hund zuzieht, hat ihn binnen 14 Tagen 
bei der Gemeinde anzumelden. Bei der Anmeldung ist die 
Hunderasse anzugeben. Neugeborene Hunde gelten mit Ablauf 
des dritten Monats nach der Geburt als in den Haushalt oder 
Wirtschaftsbetrieb aufgenommen. Die Anmeldefrist beginnt im 
Falle des § 3 Abs. 2 nach Ablauf des Monats. 
 
(2)Der bisherige Halter eines Hundes hat den Hund innerhalb von 
14 Tagen abzumelden. Im Falle der Veräußerung des Hundes 
sind bei der Abmeldung Name und Anschrift des Erwerbers 
anzugeben.  
 
(3)Fallen die Voraussetzungen für eine Steuerermäßigung oder 
Steuerbefreiung fort, so hat der Hundehalter das binnen 14 
Tagen anzuzeigen. 
 
(4) Der Hundehalter ist verpflichtet an der Feststellung 
mitzuwirken, ob es sich bei dem von ihm gehaltenen Hund um 
einen Hund im Sinne von § 1 Absatz 2 handelt. Hierzu hat der 
Hundehalter insbesondere die Verpflichtung, den Hund bei einem 
Fachtierarzt zur Begutachtung vorzustellen. 
 
(5) Die Gemeinde gibt Hundesteuermarken aus, die bei der 
Abmeldung des Hundes abgegeben werden müssen. Bei Verlust 
der Hundesteuermarke erhält der Halter gegen Zahlung einer 
Verwaltungsgebühr eine Ersatzmarke. 
Der Hundehalter darf Hunde außerhalb seiner Wohnung oder 
seines umfriedeten Grundbesitzes nur mit der Hundesteuermarke 
umherlaufen lassen.  
Hunde, die außerhalb der Wohnung oder des umfriedeten 
Grundbesitzes des Hundehalters ohne gültige Hundesteuermarke 
und unbeaufsichtigt angetroffen werden, können durch 
Beauftragte der Gemeinde eingefangen werden. Der Halter eines 
eingefangenen Hundes soll von dem Einfang des Hundes in 
Kenntnis gesetzt werden.  



§ 11 
Steuerjahr, Fälligkeit der Steuer 

 
(1) Die Steuer wird als Jahressteuer festgesetzt. Steuerjahr ist 
das Rechnungsjahr. 
 
(2) Die Heranziehung zur Hundesteuer erfolgt durch schriftlichen 
Bescheid, der mit einem Bescheid über andere Abgaben 
verbunden werden kann. 
 
(3) Die Steuer wird in vierteljährlichen Teilbeträgen zum 15.02.; 
15.05.; 15.08. und 15.11. jeden Jahres fällig. Entsteht die 
Steuerpflicht im Laufe eines Kalendervierteljahres, so ist die volle 
Steuer für dieses Kalendervierteljahr innerhalb von 14 Tagen zu 
entrichten. 
 

§ 11 
Steuerjahr, Fälligkeit der Steuer 

 
(1) Die Steuer wird als Jahressteuer festgesetzt. Steuerjahr ist das 
Kalenderjahr. 
 
(2) Die Steuer wird in vierteljährlichen Teilbeträgen zum 15.02., 
15.05., 15.08. und 15.11. jeden Jahres fällig. Bei Jahreszahlung 
wird die Steuer zum 01.07. jeden Jahres fällig. 
 

§ 12 
Beitreibung der Steuer 

 
Hunde, für die von dem Halter die Steuer nicht beigetrieben 
werden kann und die der Hundehalter nicht binnen einer 
angemessenen Frist abschafft, können eingezogen und 
versteigert werden. Ein Überschuss des Versteigerungserlöses 
über die Steuerschuld und die Kosten des Verfahrens wird dem 
Hundehalter ausgezahlt. Bleibt die Versteigerung erfolglos, so 
kann die Gemeinde über den Hund nach freiem Ermessen 
verfügen. 
 

 

 § 12 
Auskunftspflicht  

 
Die Grundstückseigentümer sind verpflichtet, der Gemeinde oder 
dem von ihr Beauftragten über die auf dem jeweiligen Grundstück 
gehaltenen Hunde und deren Haltern Auskunft zu erteilen. 
 

 
 
 
 

 
 
 
 



§ 13 
Ordnungswidrigkeiten 

 
Ordnungswidrig handelt nach § 18 Abs. 2 des 
Kommunalabgabengesetzes, wer vorsätzlich oder fahrlässig 
a) nach § 10 Abs. 1 und 2 der Meldefrist nicht nachkommt; 
b) nach § 10 Abs. 3 das Wegfallen von Voraussetzungen für eine 
Steuerermäßigung oder 
Steuerbefreiung nicht anzeigt; 
c) nach § 10 Abs. 4 seinen Hund außerhalb seiner Wohnung oder 

des umfriedeten Grundbesitzes ohne gültige 
Hundesteuermarke und unbeaufsichtigt umherlaufen lässt. 

 

§ 13 
Ordnungswidrigkeiten 

 
Zuwiderhandlungen gegen § 10 und § 12 sind 
Ordnungswidrigkeiten nach § 18 Abs. 2 Nr. 2 des 
Kommunalabgabengesetzes. 
 

 § 14 
Datenverarbeitung 

 
(1)  Die Gemeinde ist berechtigt, die zur Ermittlung und 
Festsetzung der Steuer erforderlichen Daten von dem 
Steuerpflichtigen zu erheben und zu speichern. 
 
(2)  Zur Ermittlung der Steuerpflichtigen und zur Festsetzung der 
Steuer im Rahmen der Veranlagung nach dieser Satzung ist die 
Verwendung der erforderlichen personenbezogenen Daten, die 
bei der örtlichen Ordnungsbehörde bzw. bei der Polizei 
vorhanden sowie aus Hundesteuerkontrollmitteilungen anderer 
Gemeinden bekannt geworden sind, durch die Gemeinde 
zulässig im Sinne des Abschnitts II des Landesdatenschutzgesetz 
vom 9. Februar 2000 (GVOBl. Schl.-H. 2000 S. 169). Die 
Gemeinde darf sich diese Daten von den genannten Stellen und 
Ämtern übermitteln lassen, selbst übermitteln und nur zum 
Zwecke der Steuererhebung nach dieser Satzung 
weiterverarbeiten. 
 



 
§ 14 

Inkrafttreten 
 
Diese Satzung tritt am Tage nach der Bekanntmachung in Kraft. 
Gleichzeitig tritt die Hundesteuersatzung vom 02.11.1970 außer 
Kraft. 
 
Moorrege, den 09. Juli 1990 Gemeinde Moorrege 
Der Bürgermeister 
(S) gez. Unterschrift 
 

 
§ 15 

Inkrafttreten 
 
Diese Satzung tritt am 1. Januar 2011 in Kraft. 
Gleichzeitig tritt die Hundesteuersatzung vom 09. Juli 1990 mit 
allen Nachträgen außer Kraft. 
 
Moorrege, den ……………..2010 
 
 
Gemeinde Moorrege  
Der Bürgermeister 
 
 
 
(Weinberg)  
Bürgermeister 
 

 





 
Gemeinde Moorrege 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 348/2010/MO/BV
 
 
Fachteam: Finanzen Datum: 24.11.2010 
Bearbeiter: Bianca Wulff-Buchholz AZ:  

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus
Finanzausschuss der Gemeinde Moorrege 07.12.2010 nicht öffentlich 
Gemeindevertretung Moorrege 15.12.2010 öffentlich 

 
Neukalkulation Abwassergebühren 
 
Sachverhalt: 
Unter Berücksichtigung der Gebührenerhöhung der Entwässerungsgebühr des Ab-
wasser-Zweckverbandes Pinneberg  erfolgt eine Überprüfung der Abwasserbeseiti-
gungsgebühr in der Gemeinde Moorrege, so dass sich folgende Gebührenkalkulation 
auf den 01.01.2011 ergibt: 
 

Einnahmen      

Haushaltsstelle  HH Ansatz 2010
AO Soll 

2010 HH Ansatz 2011
70000.275000 kalkulatorische Zinsen  5.000,00 € 5.000,00 € 5.000,00 €

Ausgaben      

Haushaltsstelle  HH Ansatz 2010
AO Soll 

2010 HH Ansatz 2011
70000.510000 Unterhaltungskosten 15.000,00 € 30.968,50 € 20.000,00 €
   
70000.540000 Bewirtschaftungskosten 5.000,00 € 3.282,74 € 4.000,00 €
   
70000.650000 Geschäftsausgaben  500,00 € - 500,00 €
   
70000.672000 Verwaltungskostenumlage Amt 33.000,00 € 33.035,00 € 33.700,00 €
   

70000.679000 
innere Verrechnung/  
Erstattung für Leistungen des Bauhofes 9.600,00 €  9.600,00 € 7.200,00 €

70000.679010 
Innere Verrechnung/  
Maschinen- und Fuhrparkinanspruch-nahme 3.700,00 €  3.700,00 € 2.400,00 €

   
70000.680000 Abschreibungen  39.700,00 €  39.700,00 € 39.700,00 €
   
70000.711000 Abwasserabgabe  500,00 €  286,32 € 500,00 €
   
70000.713000 Umlage an den Abwasserzweckverband  253.000,00 € 272.922,31 € 273.000,00 €
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Gesamtkosten Kanal 376.00,00 €

 
Gebührenberechnung Kanalbenutzungsgebühr  
Gesamtkosten  376.000,00 €
abzüglich Grundgebühr  1.738 WE x 3,50 € x 12 Monate  72.996,00 €
durch Zusatzgebühr zu finanzieren  303.004,00 €
Geteilt durch abrechnungsfähige Abwassermenge  161.000 m³
Zusatzgebühr je cbm Abwassermenge =  1,88 €
 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Aufgrund der Gebührenkalkulation wird eine Anpassung der Kanalzusatzgebühr als 
unvermeidbar angesehen. Bedingt ist diese Erhöhung insbesondere durch die zum 
01.01.2010 erfolgte Erhöhung der Entwässerungsgebühr des Abwasser-
Zweckverbandes von 1,094 € auf 1,17 €, sowie die gestiegenen Unterhaltungskos-
ten. 
 
 
 
Finanzierung: 
Durch die Kanalzusatzgebühr sind 303.004,00 € zu finanzieren. Unter Berücksichti-
gung der abrechnungsfähigen Abwassermenge in Höhe von 161.000,00 cbm ergibt 
sich eine Kanalzusatzgebühr in Höhe von 1,88 €. Seit dem 01.01.2004 beträgt die 
Kanalzusatzgebühr der Gemeinde Moorrege 1,78 €.  
 
Es wird darauf hingewiesen, dass nach heutigem Stand der Unterabschnitt 70000 bei 
der Jahresrechnung 2010 mit einem Defizit abschließen wird. Verursacht durch die 
Erhöhung der Entwässerungsgebühr des Abwasser-Zweckverbandes Pinneberg und 
erhöhte Aufwendungen im Bereich der Unterhaltung des Kanalnetzes, muss derzeit 
mit einem Defizit in Höhe von ca. 35.000,00 € gerechnet  werden. Der Fehlbetrag 
kann der Gebührenausgleichsrücklage entnommen werden.  
 
 
 
Beschlussvorschlag: 
Der Finanzausschuss empfiehlt der Gemeindevertretung, die anliegende 6. Nach-
tragssatzung zur Satzung über die Erhebung von Abgaben für die zentrale Abwas-
serbeseitigung in der Gemeinde Moorrege (Beitrags- und Gebührensatzung) zu be-
schließen.   
 
 
 
___________________ 
Bürgermeister Weinberg 
 
 
 
Anlagen:  
6. Nachtragssatzung   
 



 
 





VI. Nachtragssatzung  
zur  

Satzung über die Erhebung von Abgaben für die zentrale  
Abwasserbeseitigung in der Gemeinde Moorrege  

(Beitrags- und Gebührensatzung)  
 
 

Auf Grund der § 4 der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 28. Februar 2003 (GVOBl. Schl.-H. S. 57), zuletzt geändert durch 
Artikel 13 des Gesetzes vom 26. März 2009 (GVOBl. Schl.-H. S. 93), der §§ 1, 6 und 8 
des Kommunalabgabengesetzes für das Land Schleswig-Holstein in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 10. Januar 2005 (GVOBl. Schl.-H. S. 27), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 20. Juli 2007 (GVOBl. Schl.-H. S. 362) und des § 15 der Abwassersatzung 
vom 26.11.1981 in der zurzeit gültigen Fassung wird nach Beschlussfassung durch die 
Gemeindevertretung vom ______  folgende VI. Nachtragssatzung erlassen:  
 
 
 

Artikel 1  
§ 13 (1) wird wie folgt neu gefasst:  
 

„Die Abwassergebühr beträgt  
 
a) Grundgebühr nach § 12 (2) = 3,50 EUR mtl.,  
 
b) Zusatzgebühr nach § 12 (3)  

 
aa) 1,88 EUR/cbm bei Einleitung des Abwassers in das Kanalnetz der 

Gemeinde,  
 
bb) 0,92 EUR/cbm bei Abholung des Klärschlammes aus Hauskläranlagen “  

 
 

Artikel 2  
Die Nachtragssatzung tritt am 01. Januar 2011 in Kraft.  
 
 
Moorrege, den   
 
 
Gemeinde Moorrege  
Der Bürgermeister  
 
gez. Weinberg 
 
 

Ö  13





 
Gemeinde Moorrege 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 343/2010/MO/BV
 
 
Fachteam: Planen und Bauen Datum: 11.11.2010 
Bearbeiter: Michael Koch AZ:  

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus
Bau- und Umweltausschuss der Gemeinde 
Moorrege 

02.12.2010 öffentlich 

Gemeindevertretung Moorrege 15.12.2010 öffentlich 
 
Antrag auf Änderung des Flächennutzungsplanes für das Flurstück 
105/17 der Flur 6 
 
Sachverhalt: 
Herr Henry Stahl beantragte am 20.09.2010 eine Änderung des Flächennutzungs-
planes der Gemeinde Moorrege mit dem Planungsziel, das rund 2 ha große Grund-
stück seiner Hofstelle in der Wedeler Chaussee 58 (Flurstück 105/17 der Flur 6) von 
derzeit Wohnbaufläche in Fläche für die Landwirtschaft umzuwandeln.  
Als Begründung nennt er den gewünschten dauerhaften Erhalt der Hofstelle zu 
landwirtschaftlichen Zwecken. 
 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Vor dem Hintergrund der aktuellen Überplanung der sogen. Schafsweide (Bebau-
ungsplan Nr. 27) zwecks Schaffung eines neuen Wohnbaugebietes mit über 50 Bau-
grundstücken sollte die Gemeinde Moorrege den vorliegenden Antrag zur Umwand-
lung von Wohnbauflächen in landwirtschaftliche Flächen positiv werten.  
Auch mittel- oder langfristig betrachtet könnte die Fläche ohne die erforderliche Zu-
stimmung des Grundeigentümers nicht in ein Wohngebiet umgewandelt werden.  
Der Landesplanungsbehörde kann dagegen deutlich signalisiert werden, dass es der 
Gemeinde Moorrege nicht nur um Wachstum, sondern auch um den Erhalt der dörfli-
chen Struktur geht.   
 
 
Finanzierung: 
Die geschätzten Planungskosten (Stadtplanungshonorar) betragen rund 2.500 Euro. 
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Beschlussvorschlag: 
1. Zu dem bestehenden Flächennutzungsplan wird die 20. Änderung aufgestellt, 

die für das Gebiet westlich der Wedeler Chaussee (B 431), nördlich der Ge-
meindestraße Vossmoor, östlich der Gemeindestraße Am Häg und südlich der 
bebauten Grundstücke in der Parallelstraße 1-21 folgende Änderung der Pla-
nung vorsieht: Umwandlung von Wohnbaufläche in Fläche für die Landwirt-
schaft.  

2. Der Aufstellungsbeschluss ist ortsüblich bekannt zu machen (§ 2 Abs.1 Satz 2 
BauGB). 

3. Mit der Ausarbeitung des Planentwurfes, der Beteiligung der Öffentlichkeit, der 
Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange soll das Ingenieurbüro 
Klütz & Collegen in Bokel beauftragt werden. 

4. Die frühzeitige Unterrichtung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange und Aufforderung zur Äußerung auch im Hinblick auf den erforderli-
chen Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung (§ 4 Abs.1 BauGB) 
soll schriftlich erfolgen. 

5. Die frühzeitige Unterrichtung der Öffentlichkeit mit Erörterung der allgemeinen 
Ziele und Zwecke der Planung nach § 3 Abs.1 Satz 1 BauGB soll in Form ei-
ner öffentlichen Auslegung erfolgen.   

 
 
 
_________________ 
Karl-Heinz Weinberg 
Bürgermeister 
 
 
 
Anlagen: Lageplan (Geltungsbereich)  
 
 
 



Ö
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Gemeinde Moorrege 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 344/2010/MO/BV
 
 
Fachteam: Planen und Bauen Datum: 17.11.2010 
Bearbeiter: Michael Koch AZ:  

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus
Bau- und Umweltausschuss der Gemeinde 
Moorrege 

02.12.2010 nicht öffentlich 

Gemeindevertretung Moorrege 15.12.2010 öffentlich 
 
30. Änderung des Flächennutzungsplanes für das östliche Stadtgebiet 
Torneschs ("Am See") 
 
Sachverhalt: 
Die Stadt Tornesch beabsichtigt, im östlichen Stadtgebiet zwischen der Ahrenloher 
Straße im Westen, dem Großen und Kleinen Moorweg im Osten sowie dem Linden-
weg im Süden einen neuen Ortsteil mit bis zu 1.050 zusätzlichen Wohneinheiten auf 
einer Bruttofläche von 27 ha zu entwickeln. Eine planungsrechtliche Grundlage dafür 
soll die 30. Änderung des Flächennutzungsplanes bilden. Der Aufstellungsbeschluss 
hierzu ist von der Stadt Tornesch bereits in der Sitzung am 06.10.2008 gefasst wor-
den. 
 
Im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung wurden die Behörden und sonstigen Träger 
öffentlicher Belange sowie die Nachbargemeinden mit Schreiben vom 17.06.2010 
unterrichtet. Die Frist zur Abgabe einer Stellungnahme endete am 30.07.2010. Am 
30.06.2010 fand außerdem für diese Beteiligung ein sog. Scoping-Termin statt. Am 
gleichen Tag wurde die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit in Form einer 
Abendveranstaltung durchgeführt. 
Die abgegebenen Stellungnahmen sind vom beauftragten Planungsbüro in der als 
Anlage beigefügten Tabelle zusammengestellt worden. In der 1. Spalte werden die 
einzelnen Stellungnahmen zitiert, in der 2. Spalte wird dazu jeweils ein Abwägungs-
vorschlag unterbreitet.  
 
Der als weitere Anlage beigefügte Entwurf der 30. Änderung des Flächennutzungs-
planes beruht auf dem städtebaulichen Gesamtkonzept des Büros Schellenberg + 
Bäumler. Soweit erforderlich wurden die Stellungnahmen dabei berücksichtigt. Der 
Planungs- und Maßstabsebene entsprechend beschränken sich die Darstellungen 
jedoch auf die Grundzüge der baulichen und sonstigen Nutzung; so werden die 
Hauptgrünzüge als Grünflächen dargestellt. Entlang der Ahrenloher Straße werden 
gemischte Bauflächen, im Übrigen Wohnbauflächen dargestellt.  
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Weitere Einzelheiten können den Unterlagen entnommen werden.     
 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Die Gemeinde Moorrege ist im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung am 18.06.2010 
über die 30. Änderung des Flächennutzungsplanes und ihre Planungsziele unterrich-
tet worden. Bedenken oder Anregungen sind von ihr nicht geäußert worden. 
 
Aufgrund des mit den Städten Tornesch und Uetersen sowie der Gemeinde Heidgra-
ben bestehenden gemeinsamen Flächennutzungsplanes sowie der getroffenen Ver-
einbarung Flächen über 5 ha Größe gemeinschaftlich zu entwickeln, sind in diesem 
Fall der 30. Änderung  auch von der Gemeinde Moorrege sowie der Gemeinde Heid-
graben und der Stadt Uetersen gleichlautende Entwurfs- und Auslegungsbeschlüsse 
zu fassen.  
 
 
Finanzierung: 
Die Planungskosten und weitere mit der Planung im Zusammenhang stehende Kos-
ten werden von der Stadt Tornesch getragen. Die Mittel stehen im Haushalt bereit.  
 
 
Beschlussvorschlag: 

1. Die während der frühzeitigen Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger 
öffentlicher Belange sowie der Nachbargemeinden und Öffentlichkeit abgege-
benen Stellungnahmen werden gemäß den Vorschlägen des Planungsbüros 
vom 10.09.2010 geprüft. Die Zusammenstellung vom 10.09.2010 ist Bestand-
teil dieses Beschlusses. Der Bürgermeister der Stadt Tornesch wird beauf-
tragt, diejenigen, die eine Stellungnahmen abgegeben haben, von diesem Er-
gebnis mit Angabe der Gründe in Kenntnis zu setzten.  

2. Der Entwurf der 30. Änderung des Flächennutzungsplanes „Tornesch-Ost“ für 
das Gebiet zwischen Ahrenloher Straße, Kleinem und Großem Moorweg so-
wie Lindenweg und die Begründung werden in der vorliegenden Fassung ge-
billigt. 

3. Der Entwurf des Planes und die Begründung sind nach § 3 Abs. 2 BauGB von 
der Stadt Tornesch öffentlich auszulegen und die beteiligten Behörden und 
sonstigen Träger öffentlicher Belange über die Auslegung zu benachrichtigen. 

4. Die Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange nach 
§ 4 Abs. 2 BauGB soll von der Stadt Tornesch parallel zur Auslegung erfol-
gen.  

 
 
 
 
_________________ 
Karl-Heinz Weinberg 
Bürgermeister 
 
 
Anlagen: Abwägungsvorschlag, Planzeichnung und Begründung 
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Gemeinde Moorrege 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 349/2010/MO/BV
 
 
Fachteam: Planen und Bauen Datum: 02.12.2010 
Bearbeiter: Michael Koch AZ:  

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus
Bau- und Umweltausschuss der Gemeinde 
Moorrege 

02.12.2010 nicht öffentlich 

Gemeindevertretung Moorrege 15.12.2010 nicht öffentlich 
 
Bebauungsplan Nr. 4, 4.Änderung - Satzungsbeschluss 
 
Sachverhalt: 
Am 02.06.2010 hat die Gemeindevertretung beschlossen, für den Bebauungsplan 
Nr. 4 „Glindhofweg“ zum Zwecke von Betriebserweiterungen eine 4. Änderung zu 
erlassen.  
Aufgrund des am 15.09.2010 gefassten Beschlusses der Gemeindevertretung, er-
folgte in der Zeit vom 29.10.-30.11.2010 die öffentliche Auslegung des Bebauungs-
planentwurfes nebst Begründung gem. § 3 Abs. 2 BauGB sowie die Benachrichti-
gung der beteiligten Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange.  
 
Im Rahmen der einmonatigen öffentlichen Auslegung sind keine Bedenken oder An-
regungen zu dem Planentwurf vorgebracht worden. 
Von Seiten der Träger öffentlicher Belange sind zahlreiche Stellungnahmen einge-
gangen, wobei meistens keine Bedenken gegen die Planung vorgetragen wurden. 
 
Die in Einzelfällen geäußerten Bedenken und Hinweise entnehmen Sie bitte der als 
Anlage beigefügten Zusammenfassung der Stellungnahmen und Empfehlungen zur 
Abwägung der Ingenieurgemeinschaft Klütz & Collegen vom 02.12.2010.   
 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Aufgrund der abgegebenen Stellungnahmen ergeben sich in der Planzeichnung kei-
ne Veränderungen gegenüber dem bisherigen Entwurf. 
 
In den textlichen Festsetzungen wurde entsprechend des Abwägungsvorschlages in 
der Nr. 1.2 der Ausschluss von Einzelhandelsbetrieben sowie in der Nr. 5.1 die ge-
naue Lagebezeichnung der externen Ausgleichsfläche ergänzt. Außerdem ist die Nr. 
2.1 zum Immissionsschutz überarbeitet worden. 
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Die Begründung mit Umweltbericht der genehmigungsfähigen Planfassung wurde 
ebenfalls entsprechend des Abwägungsvorschlages angepasst. 
 
Die Eilbedürftigkeit dieser Tischvorlage erfolgte auf Antrag des Antragstellers. Die 
öffentliche Auslegung endete am 30.11.2010. Die Stadtplanerin erarbeitete innerhalb 
von zwei Tagen die Abwägungsempfehlungen sowie Planänderungen. Am 
02.12.2010 erhielt das Amt Moorrege die Dateien und fertigte diese Tischvorlage.  
 
 
Finanzierung: 
Entfällt aufgrund der Kostenübernahmeerklärung des Antragstellers.  
 
 
Beschlussvorschlag: 
1. Die während der öffentlichen Auslegung des Entwurfes der 4. Änderung des Be-
bauungsplanes Nr. 4 „Glindhofweg“ abgegebenen Stellungnahmen der Öffentlichkeit 
und der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange hat der Bau- und Um-
weltausschuss/ die Gemeindevertretung mit folgendem Ergebnis geprüft: 
 
a) berücksichtigt werden die Stellungnahmen Innenministeriums des Landes 
Schleswig-Holstein (Abteilung Landesplanung), des Landesamtes für Landwirtschaft, 
Umwelt und ländliche Räume (Itzehoe), der Unteren Naturschutzbehörde und des  
Gesundheitlichen Umweltschutzes (Kreis Pinneberg) sowie des Wasserverbandes 
Pinnau-Bilsbek-Gronau, 
 
b) nicht berücksichtigt wird die Stellungnahme des azv Südholstein. 
 
Die anliegende Zusammenfassung der Stellungnahmen und Empfehlungen zur Ab-
wägung der Ingenieurgemeinschaft Klütz & Collegen vom 02.12.2010 ist Bestandteil 
des Beschlusses. Die Ingenieurgemeinschaft wird beauftragt, diejenigen, die eine 
Stellungnahme abgegeben haben, von diesem Ergebnis mit Angabe der Gründe in 
Kenntnis zusetzen. 
 
2. Aufgrund des § 10 des Baugesetzbuches(BauGB) beschließt der Bau- und Um-
weltausschuss/ die Gemeindevertretung die 4. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 4 
„Glindhofweg“ für das Gebiet südlich der Industriestraße und östlich der Pinneberger 
Chaussee (L 106), bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B), 
als Satzung. 
 
3. Die Begründung wird gebilligt. 
 
4. Der Beschluss der 4. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 4 „Glindhofweg“ durch 
die Gemeindevertretung ist nach § 10 BauGB ortsüblich bekannt zu machen. In der 
Bekanntmachung ist anzugeben, wo der Plan mit Begründung und zusammenfas-
sender Erklärung während der Sprechzeiten eingesehen und über deren Inhalt Aus-
kunft verlangt werden kann 
.  
 
 
gez. Weinberg______ 
Bürgermeister 



 
 
 
Anlagen:  
Zusammenfassung der Stellungnahmen und Empfehlungen zur Abwägung,  
Bebauungsplan (Planzeichnung, Planzeichenerklärung und textliche Festsetzungen)  
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